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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

Frage 1: Welche Erwägungen, die auf der Fragestel-

lung beruhen, haben dazu geführt, dass der Senat seine 

Antwort entgegen dem Wortlaut der Frage einseitig auf 

einen Teil der möglichen Rücknahmevorschriften, näm-

lich gemäß § 48 Verwaltungsverfahrensgesetz abgestellt 

hat, in dem über rechtswidrige Bescheide gesprochen 

wird? 

 

Antwort zu 1: Der Senat hat auf die Frage nach einer 

Rücknahme der Schließungsbescheide geantwortet. Bei 

seiner Antwort ist er an Recht und Gesetz gebunden. Das 

Gesetz definiert die "Rücknahme" von Verwaltungsakten 

in § 48 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgeset-

zes so: "Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch 

nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilwei-

se mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangen-

heit zurückgenommen werden." Da der Senat in Überein-

stimmung mit den rechtskräftigen Gerichtsentscheidungen 

die Schließungsbescheide für den Flughafen Berlin-Tegel 

nicht für rechtswidrig hält, hat er sich mit der Frage einer 

Rücknahme nicht befasst. Genau dies hat er auf die Frage 

geantwortet.  

 

 

Frage 2: Warum hat der Senat die doch deutlich näher 

liegende Vorschrift des § 49 Verwaltungsverfahrensge-

setz zum Widerruf rechtmäßiger Verwaltungsakte nicht 

zuerst herangezogen? 

 

Antwort zu 2: Der Senat hat dazu keine Aussage ge-

troffen, weil ausschließlich nach der Rücknahme der 

Schließungsbescheide gefragt wurde.  

 

Frage 3: Stimmt also der Senat zu, dass gemäß § 49 

Verwaltungsverfahrensgesetz Bescheide auch dann zu-

rückgenommen werden können, wenn sie nicht rechtswid-

rig sind und dass diese Rechtsvorschrift sehr wohl auf die 

beiden Schließungsbescheide angewandt werden kann, 

besonders unter Heranziehung des § 49 Abs. 2 Punkt 3? 

 

Antwort zu 3: Nein, nach § 49 des Verwaltungsver-

fahrensgesetzes können Bescheide nicht zurückgenom-

men, sondern nur widerrufen werden.  
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